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wärme geht; Erdwärme zählt ja nun ganz unzweifelhaft
zu den erneuerbaren Energien.

Ich könnte jetzt nur noch referieren, wie sich andere
Länder verhalten. Das muss ich jetzt nicht tun; das alles
werden Sie wissen. Die USA haben sich dafür entschie-
den, diese Möglichkeit zu nutzen. Aber wir sind nicht in
den USA; wir sind in der Bundesrepublik Deutschland
und haben unsere Gesetze so anzupassen, dass zwischen
den Befürchtungen der Bürgerinnen und Bürger, einem
hohen Wasserschutzniveau � dieses Schutzniveau wol-
len wir auch stärken � und ökonomischen Interessen ein 
guter Ausgleich gefunden wird. Das ist Ziel und Zweck
dessen, was wir erarbeiten.

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Kollege Krischer.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Staatssekretärin, ich habe gerade mit großem
Interesse Ihre Überlegungen vernommen. Nach der ge-
setzlichen Regelung soll ausgeschlossen sein, dass beim
Fracking Horizontalbohrungen, die mehrere Kilometer
umfassen können, von außerhalb eines Trinkwasser-
schutzgebiets unter einem Trinkwasserschutzgebiet ge-
führt werden können. Wenn ich die Gesetzentwürfe, die
die Minister Rösler und Altmaier verabredet haben, rich-
tig interpretiere, ist eine solche Regelung darin bisher
nicht vorhanden. Kann ich davon ausgehen, dass dann,
wenn Sie uns doch noch etwas vorlegen � die Hoffnung 
stirbt zuletzt; dass bisher nichts vorliegt, hat seinen
Grund ja nicht darin, dass die Bundesländer da eine
Rolle spielen, sondern darin, dass Sie sich in der Koali-
tion nicht geeinigt haben; da hat der Kollege Schwabe
völlig recht �, eine klare Regelung vorhanden sein wird, 
die ein solches Horizontalbohren unter Trinkwasser-
schutzgebieten untersagt?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Wir haben eine solche Regelung intensiv diskutiert,
ja. Was am Ende drinsteht, Herr Kollege, wird man se-
hen, wenn wir das Gesetz eingebracht haben. Wir halten
das für richtig.

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Die Frage 8 der Kollegin Hendricks wird schriftlich
beantwortet.

Von daher rufe ich jetzt die Frage 9 des Kollegen Ott
auf:

Welche Kenntnisse und konkreten Zahlen liegen der Bun-
desregierung zu dem Ausmaß von für 2013 und 2014 geplante
oder schon durchgeführte Stellenstreichungen in Deutschland
im Bereich der erneuerbaren Energien vor (bitte Gesamt-
summe und aufgeschlüsselt in Sparten angeben), und welche
Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung für die Durch-
führung und gegebenenfalls Beschleunigung der Energie-
wende angesichts der Berichterstattung zur geplanten Stellen-
kürzung bei namhaften Unternehmen, deren Werke bis zur
Hälfte der Stellen abbauen wollen und dies mit der kriselnden
Windenergiesparte begründen?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Herr Kollege Ott, die Entwicklung der Beschäftigung
im Bereich der erneuerbaren Energien wird in einem lau-
fenden Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit abgeschätzt. Entsprechende branchenbezogene
Zahlen sind in einer aktuellen Kurzstudie zu finden, un-
ter www.erneuerbare-energien.de veröffentlicht. Ich
würde Ihnen den vollständigen Link schriftlich zukom-
men lassen; das vorzulesen, macht sich hier etwas
schlecht.

Im Kern zeigen die Zahlen, dass der Beschäftigungs-
rückgang bei der Photovoltaik weitgehend vom Beschäf-
tigungsanstieg bei der Windenergie kompensiert wurde.
Dabei ist bemerkenswert, dass im untersuchten Jahr
2012 sowohl bei der Photovoltaik als auch bei der Wind-
energie der Zubau in Deutschland auf Rekordniveau
war. Die Ursache für die Probleme der Unternehmen ist
also nicht in einem zu geringen Tempo bei der Energie-
wende in Deutschland zu suchen, sondern in den in bei-
den Branchen weltweit bestehenden Überkapazitäten.

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Kollege Ott.

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Kollegin. � Die Studie ist mir be-
kannt. Ich frage aus einem ganz konkreten und aktuellen
Anlass. Die Firma Schaeffler hat in Wuppertal ein Werk
mit 1 500 Beschäftigten. Sie hat jetzt angekündigt, dass
sie 750 Beschäftigte entlassen will � aufgrund der Flaute 
in der Windenergiesparte. Meine Frage an Sie ist, ob Ih-
nen Hinweise darauf vorliegen, dass auch andere Wind-
krafthersteller derartige Schwierigkeiten haben und ob
nach Ihrer Ansicht auch andere Gründe dahinterstehen
wie zum Beispiel � das wird befürchtet � Produktions-
verlagerungen ins Ausland.

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Die Zahlen geben keinen Hinweis darauf, Herr Kol-
lege. Wie gesagt, im letzten Jahr wurden Verluste in der
PV-Branche durch gute Ergebnisse in der Windbranche
kompensiert.

Ich will jetzt keinem Unternehmen zu nahe treten,
aber das scheint mir mittlerweile eine sehr gängig ge-
wordene Begründung zu sein, auch dann, wenn es unter-
nehmensinterne Probleme oder Fehlentscheidungen des
Managements gab. Ob das konkret bei diesem Unterneh-
men der Fall ist, kann ich nicht sagen; ich möchte da um
Gottes willen nicht missverstanden werden. Aber es
scheint mittlerweile branchenüblich zu sein, die Energie-
wende oder einen angeblich nicht vorhandenen oder
nicht schnell voranschreitenden Ausbau der erneuerba-
ren Energie für einen Abbau von Beschäftigten verant-
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wortlich zu machen. Ich persönlich halte dies für nicht
besonders redlich.

Ich war heute Morgen auf einer großen Windkonfe-
renz in Mecklenburg-Vorpommern. Die Windbranche
boomt. Es werden Einstellungen, auch bei Zulieferbe-
trieben, vorgenommen. Es würde mir schwerfallen, eine
solche Begründung zu akzeptieren.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Weitere Zusatzfrage?

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja, vielen Dank. � Konkret nachgefragt: Die Ankün-
digung der Firma Schaeffler, von den 1 500 Beschäftig-
ten die Hälfte, also 750, wegen Auftragsschwierigkeiten
entlassen zu wollen, scheint Ihnen nicht mit der Auf-
tragslage in Deutschland begründet zu sein?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Das können wir zumindest nicht aus den Zahlen able-
sen, Herr Kollege. Um ein paar Zahlen zu nennen: In der
Photovoltaik � darin sind wir uns einig � gibt es globale 
Überkapazitäten. Die sind seit langem bekannt und in
diesem Hause hinreichend diskutiert worden. Bei der
Windenergie ist es ähnlich. Hier stehen Produktions-
kapazitäten in Höhe von 80 Gigawatt einem Zubau von
45 Gigawatt gegenüber.

Im Übrigen gehen Märkte zurück, die Sie möglicher-
weise nicht im Fokus haben. In China gab es 2012 ein
Minus von 25 Prozent. Da die Unternehmen keineswegs
nur für den deutschen oder europäischen Markt produ-
zieren, sondern weltweit exportieren müssen, um zu
überleben, müsste man, was die Begründung des Unter-
nehmens angeht, nicht nur auf den deutschen Markt,
sondern auch auf den Weltmarkt schauen. In den USA
zum Beispiel begründet sich ein Rückgang von Wind-
energieinstallationen aus den eben diskutierten Shale-
Gas-Vorkommen. In den USA ist es momentan unrenta-
bler, in Wind zu investieren als in unkonventionelles
Erdgas.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Ich rufe die Frage 10 des Kollegen Ott auf:

Wie ist der aktuelle Stand des geplanten Klubs der Ener-
giewendestaaten, dessen Gründung nun im Ausschuss für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit des Deutschen
Bundestages für Anfang Juni dieses Jahres angekündigt
wurde, und inwieweit sehen die aktuellen Planungen die
Schaffung eines Mehrwerts der geplanten Allianz im Ver-
gleich zu bestehenden Institutionen und Initiativen vor?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Herr Kollege, in seinem Klub möchte Herr Minister
Altmaier Vorreiterstaaten im Bereich erneuerbarer Ener-
gien zusammenbringen. Dazu plant Minister Altmaier
für Anfang Juni, verschiedene Vertreter solcher Vorrei-

terstaaten nach Berlin einzuladen. Dazu hat er bereits im
Rahmen seiner Teilnahme an der jährlichen Versamm-
lung der IRENA in Abu Dhabi im Januar 2013 infor-
melle Konsultationen mit verschiedenen Vorreiterstaaten
geführt und die Idee eines solchen Klubs diskutiert.

Bei den aktuellen Planungen der Ausgestaltung wird
die Schaffung des Mehrwerts des Erneuerbare-Energien-
Klubs besonders beachtet. Beim Erneuerbare-Energien-
Klub handelt es sich um eine politische Initiative, die
nicht über neue Strukturen oder ein eigenes Sekretariat
verfügen soll. Sie soll IRENA, die Internationale Agen-
tur für erneuerbare Energien, in der Deutschland aktives
Mitglied ist, vielmehr politisch hochrangig unterstützen.
Minister Altmaier steht dazu mit dem Generalsekretär
von IRENA in engem Kontakt.

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Eine Nachfrage, bitte schön.

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. � Haben Sie 
schon eine ungefähre Vorstellung davon, wer zu diesem
Kreis gehören wird? Sieben oder acht Staaten wurden
von Minister Altmaier bei der letzten Konferenz der Ver-
tragsparteien eingeladen. Hat sich der Kreis mittlerweile
vergrößert?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Wir haben Gespräche mit anderen Staaten geführt,
unter anderem mit Indien. Das habe ich schon neulich im
Umweltausschuss berichtet. Es stehen immer noch Kon-
sultationen mit anderen Ländern aus. Aber bis zum
1. Juni ist noch ein wenig Zeit. Der Minister selbst tele-
foniert mit seinen Kolleginnen und Kollegen, um eine
respektable Runde von Vorreiterstaaten zusammenzube-
kommen.

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Weitere Zusatzfrage.

Dr. Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Jetzt würde ich doch gerne auf den zweiten Teil mei-
ner Frage zurückkommen: Was soll denn der Mehrwert
eines solchen Klubs sein? Sie haben IRENA und die Tat-
sache, dass der Minister mit dem Generalsekretär in
Kontakt steht, angesprochen; das ist natürlich schön.
Aber dies ist bereits ein breiter Zusammenschluss im
Hinblick auf erneuerbare Energien. Was soll denn jetzt
ganz konkret der Mehrwert des von Minister Altmaier
geplanten Klubs sein?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Hier geht es darum, ein politisches Momentum zur
Unterstützung der erneuerbaren Energien in anderen
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Ländern zu schaffen, insbesondere hinsichtlich häufig
festgefahrener Verhandlungen im Klimaschutzbereich.
Es geht also nicht um Strukturen, sondern um ein politi-
sches Momentum für erneuerbare Energien.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Kollege Schwabe.

Frank Schwabe (SPD):
Frau Staatssekretärin, das alles wäre nicht so schlimm

� es versteht vielleicht auch keiner außer uns im Saal, 
worüber wir diskutieren �, wenn es nicht einer der zehn 
Punkte aus dem Zehn-Punkte-Programm wäre, das ich
gerade schon angesprochen habe. Der Klub der Energie-
wendestaaten ist mit einem großen öffentlichen Brimbo-
rium vorgestellt worden, und wir merken: Die politische
Substanz geht gegen null.

Wenn man im Duden nachschlägt, was ein Klub ist,
dann liest man dort: Es ist eine �Vereinigung von Men-
schen mit bestimmten gemeinsamen Interessen und Zie-
len�. Dort steht, es ist eine �Clique� oder ein �Lokal, in 
dem regelmäßig Musiker, besonders Jazzmusiker auftre-
ten�. Ihr Klub ist eigentlich gar nichts. Ihr Klub umfasst 
Gespräche, die auch bisher stattgefunden haben. Das ist
auch vollkommen okay. Aber nennen Sie es dann nicht
�Klub�, und machen Sie daraus keine große Medien-
kampagne!

Ich frage Sie noch einmal: Wo ist die Substanz? Müs-
sen Sie nicht eingestehen, dass es ein Marketing-Gag
war, um im Zehn-Punkte-Programm tatsächlich auf zehn
Punkte zu kommen, aber es am Ende keine politische
Substanz hat?

Katherina Reiche, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit:

Erst einmal vielen Dank für die Aufklärung über den
Begriff �Klub�. Ich würde aus der Auswahl die erste De-
finition nehmen: das Zusammenkommen von Gleichge-
sinnten, und zwar von Einzelpersonen. Das ist nämlich
der Unterschied zwischen staatlichen Strukturen und,
wenn Sie so wollen, Political Leaders, also Personen, die
in Regierungsverantwortung sind und sich vorgenom-
men haben, erneuerbare Energien nach vorne zu bringen.
Immer mehr Staaten beziehen erneuerbare Energien in
ihr Energieportfolio mit ein, mit unterschiedlicher Inten-
sität. Wir sitzen mit allen in einem Boot, wenn es darum
geht, im Bereich Klimaschutz gemeinsam voranzukom-
men. Wir wollen hier � ich sage es noch einmal � ein 
politisches Momentum schaffen. Eine Verknüpfung von
erneuerbaren Energien und mehr Klimaschutz ist das
Ziel dieser Idee, dieses Vorhabens.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Wir kommen zur Frage 11 des Kollegen Becker. Wo

ist er? � Er ist nicht da. Also kommen wir nicht zu den 
Fragen 11 und 12 des Kollegen Becker. Es wird verfah-
ren, wie in der Geschäftsordnung vorgesehen.

Wir kommen zur Frage 13 des Kollegen Miersch. � 
Er ist auch nicht mehr da. Also kommen wir nicht zu den

Fragen 13 und 14 des Kollegen Miersch. Es wird verfah-
ren, wie in der Geschäftsordnung vorgesehen.

Bei den Fragen 15 und 16 der Kollegin Kotting-Uhl
ist die schriftliche Beantwortung vorher beantragt wor-
den und erfolgt dann auch.

Wir kommen zu den Fragen 17 und 18 des Kollegen
Bollmann. � Den Kollegen Bollmann kann ich auch 
nicht sehen. Es wird verfahren, wie in der Geschäftsord-
nung vorgesehen.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung. Die Fragen 19
und 20 des Kollegen Röspel werden schriftlich beant-
wortet, ebenso die Fragen 21 und 22 des Kollegen
Gerdes, die Fragen 23 und 24 des Kollegen Kaczmarek,
die Frage 25 des Kollegen Wagner und die Fragen 26
und 27 des Kollegen Hagemann.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung. Die Frage 28 der Kollegin Koczy wird
schriftlich beantwortet.

Wir kommen zum Geschäftsbereich der Bundeskanz-
lerin und des Bundeskanzleramtes. Die Frage 29 des
Kollegen Hunko wird schriftlich beantwortet.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie. Die Frage
30 der Kollegin Koczy wird schriftlich beantwortet.

Somit kommt wieder der Kollege Schwabe mit seiner
Frage zum Zuge.

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN � Dr. Hermann E. Ott 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an den Abg.
Frank Schwabe [SPD] gewandt: Wie hast du
das denn hingekriegt?)

� Diese Art von scheinbarer Vorzugsbehandlung könnte 
man sich eigentlich patentieren lassen. Sie entspricht
aber unserem Reglement; darauf will ich alle aufmerk-
sam machen, die den Eindruck haben, hier gäbe es ein
ungewöhnliches Verfahren.

Ich rufe also die Frage 31 des Kollegen Schwabe auf:

Wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag in
dieser Legislaturperiode ein Gesetz zur Regelung der unkon-
ventionellen Förderung von Erdgas � Fracking � vorlegen?

(Hans-Joachim Otto, Parl. Staatssekretär: Darf
ich?)

� Aber sicher dürfen Sie, Herr Kollege.

Hans-Joachim Otto, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie:

Gut, ich folge dem Präsidenten sehr gerne, und wenn
er mir nicht das Wort erteilt � �

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Der Parlamentarische Staatssekretär Otto legt zu

Recht Wert darauf, dass ich darauf hinweise, dass sich
diese Frage an das Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie richtet und dass der Parlamentarische


